„z für den Emmdtreis Großes Werder —_ 


Nr. 9 


Bekanntmachungen des Landratsamtes 


und des Kreisausſchuſſes. 


Nr. 1. 


Bekanntmachung 


des Geſetzes betr. Erwerbsloſenfürſorge vom 28. März 
1922 in der Faſſung vom 13. Februar 1931. 
a Vom 13. 2. 1931. 


8 1 
Verpflichtung der Gemeinden. 
Be ‚Die Ger einden in, verpflichtet, eine Fürſorge für 
be tige erwerbsloſe Danziger Staatsangehörige ein⸗ 
zurichten, der fie nicht 
x bflege BEN: dürfen. 4 r 


Ziel der Fürſorge. 
(1) Ziel der Fürſorge iſt im einzelnen Fall die Be⸗ 
Abe der Erwerbsloſigkeit durch Aufnahme von 
rbeit. 
(2) Soweit dieſes Ziel nicht erreicht werden kann, 
ſind Unterſtützungen nach Maßgabe folgender Beſtim⸗ 
mungen zu gewähren. 


9. 3. 
Zuſtändigkeit. 
Zuſtändig für die Gewährung der Fürſorge iſt die 
Gemeinde des e 1 


Zuzug. 

Tritt die Erwerbsloſigkeit vor Ablauf von 3 Mona: 
ten nach dem Zuzug aus einer anderen im Freiſtaat 
gelegenen Gemeinde ein, ſo iſt die Zuzugsgemeinde 
berechtigt, von der Gemeinde von der der Erwerbsloſe 
zugezogen, auf die Dauer von 3 Monaten vom Tage 
des Zuzuges . zu fordern. 


Unterſtützungskreis. 

(1) Die Fürſorge ſoll nur arbeitsfähigen und ar⸗ 
beitswilligen über 16 Jahre alten Perſonen gewährt 
werden, die bisher ihren Lebensunterhalt in der Haupt⸗ 
ſache durch Arbeit gegen Lohn oder Gehalt erworben 
haben und ſich infolge der ſchlechten wirtſchaftlichen 
Lage auf dem Arbeitsmarkt durch Erwerbsloſigkeit in 
bedürftiger Lage befinden. 

(2) Eine ſchlechte wirtſchaftliche Lage auf dem Ar⸗ 
beitsmarkt kann dann nicht als Urſache der Erwerbs⸗ 
loſigkeit angenommen werden, wenn die Bemühungen 
des Landesarbeitsamtes, den Erwerbsloſen in Arbeit 
unterzubringen, vorwiegend aus Gründen, die in der 
Perſon des Erwerbsloſen liegen, vergeblich ſind. 

(3) Der Senat kann für einzelne Berufe und Bezirke 
beſtimmen, daß während eines beſtimmten Zeitraumes 
als Grund der Erwerbsloſigkeit nicht die ſchlechte Wirt⸗ 
ſchaftslage anzuſehen und demnach die Zahlung der 
Erwerbsloſenunterſtützung zu verſagen iſt. 

(4) Bei berufsüblicher Arbeitsloſigkeit kann der Se⸗ 
nat beſtimmen, für welche Berufe und für welche Zeit⸗ 
räume die Arbeitsloſigkeit vorwiegend auf Witterungs⸗ 
verhältniſſe zurückzuführen iſt. Er kann für dieſen 
Fall eine Unterſtützung feſtſetzen, die niedriger als die 
in den SS 14 und 15 beſtimmte fein kann, auch die in 
§ 11 vorgeſehene „ 


Arbeitsfähigkeit. 
(1) Als arbeitsfähig find nicht diejenigen Perſonen 


den . der Armen⸗ 


Neuteich, den 5. März 


1931 


anzuſehen, die mehr als 66 Zweidrittel Prozent er⸗ 
werbsbeſchränkt ſind. 
(2) Als arbeitsunfähig im Sinne des Abſ. 1 gelten 


auch die Bezieher einer Invaliden⸗ oder Altersrente 


ſowie von Ruhegeld aus 175 Angeſtelltenverſicherung. 
8 


Arbeitskampf. 

(1) Die Unterſtützung iſt nicht zu gewähren, wenn 
die Arbeitsloſigkeit durch Ausſtand überwiegend ver⸗ 
urſacht iſt. Bei Ausſperrung iſt ſie nur dann zu gewäh⸗ 
ren, wenn die Ausſperrung ſich gegen einen für ver⸗ 
bindlich erklärten Schiedsſpruch richtet. Die für dieſe 
Verbindlichkeitserklärung zuſtändige Stelle hat auf An⸗ 
trag eine Entſcheidung innerhalb einer Woche von dem 
Tage an zu treffen, an dem der Antrag einer Partei 
auf Verbindlichkeitserklärung des Schiedsſpruches all 


geht. 

(2) Nach Abſchluß des Ausſtandes oder der Ausſper⸗ 
rung haben die Gemeinden bei Vorliegen der allge⸗ 
meinen Vorausſetzungen Unterſtützung zu gewähren. 

(3) Im Falle eines Arbeitskampfes wird die Er⸗ 
nente eng an diejenigen Perſonen, die 
vor Ausbruch des Arbeitskampfes arbeitslos gemeldet 
waren oder bereits Erwerbsloſenunterſtützung bezogen 
haben, weiter gezahlt. 


Bedürftigkeit. 
(1) Eine bedürftige Lage iſt nur inſoweit anzuneh⸗ 
men, als unter Berückſichtigung ſonſt vorhandener Er- 
werbsmöglichkeiten die Einnahmen des zu Unterſtützen⸗ 


den einſchließlich derjenigen der im gemeinſamen Haus⸗ 


halt lebenden Familienangehörigen derart gering ſind, 
daß er nicht imſtande iſt, damit den notwendigen Le⸗ 
bensunterhalt zu beſtreiten und als ihm keine familien⸗ 


rechtlichen Unterhaltsanſprüche zuſtehen, deren Erfül⸗ 


lung den notwendigen Lebensunterhalt ermöglichen wür⸗ 
de. Kleinerer Beſitz (Spargroſchen, Wohnungseinrich⸗ 
tungen uſw.) darf für die Beurteilung der Bedürftig⸗ 
keit nicht in Betracht gezogen werden. 

(2) Unterſtützungen, die der Erwerbsloſe auf Grund 
eigener oder fremder Vorſorge bezieht, ſowie Renten⸗ 
bezüge ſind für die Beurteilung der Bedürftigkeit zur 
Hälfte dieſes Betrages in Betracht zu ziehen und auf 
die Unterſtützung anzurechnen. Zinſen von Erſparniſſen 
und dergleichen ſind voll anzurechnen. 


Teilunterſtützung. 
Wenn eine bedürftige Lage durch einen Teilbetrag 
der Unterſtützung behoben werden kann, ſo iſt nur der 
Teilbetrag zu gewähren 8 


Ausländer. 
Ausländern, die im Gebiet der Freien Stadt Danzig 
erwerbslos geworden, wird die Erwerbsloſenfürſorge 
gewährt, ſoweit fie zur Beſchäftigung im Freiſtaate 
zugelaſſen ſind und ihr Heimatsſtaat Danziger Er⸗ 
werbsloſen nachweislich eine dieſem Geſetze gleichwerti— 
ge Fürſorge gewährt. 11 


Wartezeit. 

Die Unterſtützung darf nur für die ſechs Wochentage 
und erſt nach einer Wartezeit von einer Woche ge— 
währt werden. Eine Wartezeit wird jedoch nicht berech⸗ 
net: 

1. für Perſonen, die nach einer Beſchäftigung von we⸗ 
niger als 6 Wochen oder nach einer Krankheit von 


mindeſtens einwöchiger Dauer unterſtützungsbedürf⸗ 
tig werden. 

2. für Kurzarbeiter im Falle des 8 21. 

3. für Perſonen, die unmittelbar vor Eintritt der Un⸗ 
terſtützung Kurzarbeit geleiſtet haben und deshalb 
Lohnkürzungen e e waren. 


Arbeitsverweigerung. 

(1) Die Gemeinden ſind verpflichtet, die Unterſtützung 
zu verſagen, wenn der Erwerbsloſe ſich weigert, eine 
nachgewieſene Arbeit aufzunehmen, die auch außerhalb 
ſeines Berufs und Wohnorts liegen darf und ihm nach 
ſeiner Ausbildung und körperlichen Beſchaffenheit zu⸗ 
gemutet werden kann. In Zweifelsfällen entſcheidet 
über die körperliche Beſchaffenheit das ärztliche Zeug⸗ 
nis. 

(2) Die Weigerung kann nur damit begründet wer⸗ 
den, daß: 

a) in dem betreffenden Betriebe geſtreikt wird, 

b) für die zugewieſene Arbeit nicht der tarifmäßige 
Viohn gezahlt wird, obwohl ein Tarifvertrag beſteht. 
Wenn ein Tarifvertrag für den Betrieb nicht beſteht, 
ſo muß der Lohn für die zugewieſene Arbeit höher 
ſein als die dem Erwerbsloſen zuſtehende Unterſtüt⸗ 


zung, 

c) die Arbeit die Geſundheit oder Sittlichkeit ſchädigt, 

d) die ſpätere Verwendung in dem erlernten Berufe 
weſentlich erſchwert wird, 

e) bei Verheirateten die Verſorgung der Familie un⸗ 
möglich wird, 

k) ſonſtige zwingende, unabänderliche Verhältniſſe vor⸗ 
liegen. u 


Reiſebeihilfe. 
„( 1) Siedelt der Erwerbsloſe in einen auswärtigen Be⸗ 
ſchäftigungsort über, ſo kann ihm freie Fahrt nebſt 
einer angemeſſenen Beihilfe zu den Reiſekoſten von der 
Gemeinde des letzten Wohnortes gewährt werden. 

(2) Wenn die im Haushalt des Erwerbsloſen leben⸗ 
den Familienangehörigen reiſen oder en und 
der Erwerbsloſe nachweiſt, daß deren Unterkunft in 
dem Beſchäftigungsort geſichert iſt, ſo kann auch dieſen 
Familienangehörigen freie Fahrt nebſt einer angemeſſe⸗ 
nen Beihilfe zu den Reiſekoſten bewilligt werden. Auch 
kann die Gemeinde des letzten Wohnortes eine Beihilfe 
zu 1 5 Unkoſten zur Beförderung des Umzugsgutes ge⸗ 
währen. 

(3) Iſt bei Verheirateten die Mitnahme der Familie 
in den auswärtigen Beſchäftigungsort nicht angängig, 
ſo kann die Gemeinde des letzten Wohnortes den zurück⸗ 

bleibenden Familienangehörigen bis zur Ermöglichung 
des Eintritts der Verſorgung durch den Ernährer, je⸗ 
doch nicht länger als acht Wochen die Zuſchläge zur 
Erwerbsloſenunterſtützung ($ 15) ganz oder teilweiſe 
gewähren. . 


Höhe der Unterſtützung. 
(1) Die Unterſtützung iſt von den Gemeinden nach 
folgenden Sätzen zu gewähren: 
1. für Erwerbsloſe: 
a) über 21 Jahre, ſofern ſie nicht im Haushalt ei⸗ 
nes anderen leben 5 N 
b) über 21 Jahre, ſofern ſie im Haushalt eines an- 
deren leben 5.1. 


c) unter 21 Jahren 1,25 G. 

2. als Familienzuſchläge für: . 
den Chega tte 0,0 G. 
b) Kinder und ſonſtige unterhaltsberechtigte Ange⸗ 
ie. N 
(2) Einer Perſon über 21 Jahre iſt ein für voll⸗ 


jährig erklärter 1 Ne. 


Familienzuſchläge. 

(1) Angehörigen eines unterſtützten Erwerbsloſen, die 
gegen dieſen einen familienrechtlichen Unterſtützungs⸗ 
anſpruch haben oder im Falle ſeiner Leiſtungsfähigkeit 
haben würden und bis zum Eintritt der Unterſtützungs⸗ 
bedürftigkeit von ihm ganz oder in der Hauptſache un⸗ 
terhalten worden ſind, darf keine ſelbſtändige Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung gewährt werden. In ſolchen Fällen 


* 


iſt vielmehr die Unterſtützung angemeſſen zu erhöhen 
(Jamilienzuſchläge). 

(2) Leben die Eheleute getrennt, ſo kann die Geſamt⸗ 
unterſtützung nach billigem Ermeſſen geteilt und ge⸗ 
trennt ausgezahlt werden. x 
(3) Die Kinderzuſchläge ſind bis zum vollendeten 14. 
Lebensjahre zu zahlen. In beſonderen Fällen können 
die Zuſchläge bis zum vollendeten 16. Lebensjahre ge⸗ 
währt werden. 

(4) Der Kinderzuſchlag iſt für ein Kind, das während 
der Ehe geboren wird, zu gewähren. Heiratet der Er⸗ 
werbsloſe während ſeiner Erwerbsloſigkeit, ſo kann der 
Zuſchlag für die Ehefrau gewährt werden. bei 

§ 16. 

Feſtſetzung anderer Sätze. 

Der Senat wird ermächtigt, erforderlichenfalls im 
1 DNUMDEIUEBE andere Sätze feſtzuſetzen (SS 14 und 


s 16a. 
| Form der Auszahlung. 
‚Die Exwerbsloſenunterſtützung einſchließlich der Fa⸗ 
milienzuſchläge kann auch in Sachleiſtungen gewährt 
werden. Auch kann die Erwerbsloſenunterſtützung bis 
zu 50 v. H. unmittelbar an den Gläubiger oder an den 
Ehegatten des „ gezahlt werden. 


Mehrere Unterſtützte in derſelben Familie. 

„Die ſelbſtändigen Unterſtützungen, die mehrere in 

einem gemeinſchaftlichen Hausſtande lebende Familien⸗ 

mitglieder erhalten, dürfen in ihrer Summe das Vier⸗ 

fache der Unterſtützung nicht überſteigen, die dem höchſt⸗ 

ee Mitglied der Familie für ſeine Perſon zu⸗ 
eht. 


’ 10 

Beendigung der Erwerbsloſenfürſorge. 

Die Erwerbsloſenfürſorge endigt, wenn der Erwerbs⸗ 
loſe die Unterſtützung oder an deren Stelle Kranken⸗ 
geld in den letzten 3 Jahren für insgeſamt 27 Monate 
bezogen hat. Die Bezugsdauer der Unterſtützung iſt die 
Zeit, in der dem Erwerbsloſen die Unterſtützung wegen 
eigenen Verſchuldens verſagt oder entzogen worden iſt, 
gleichzuſetzen. Die Erwerbsloſenunterſtützung kann erſt 
dann wieder gezahlt werden, wenn der Erwerbsloſe eine 
verſicherungspflichtige Tätigkeit von mindeſtens 3 Mo⸗ 
naten nach Einſtellung der Unterſtützung durch Vorlage 
von Entlaſſungsbeſcheinigungen nachweiſt. 


5 § 18. 

Winterbeihilfe. 

(1) In der Zeit vom 1. Oktober bis zum 30. April 
jeden Jahres iſt den Erwerbsloſen, die an mindeſtens 


60 Tagen der vorhergehenden 3 Monate Erwerbsloſen⸗ 


unterſtützung oder an deren Stelle als Erwerbsloſe 
Krankengeld bezogen haben, eine Winterbeihilfe zu ge⸗ 
währen. Der Monatsbetrag der Winterbeihilfe iſt bei 
Erwerbsloſen mit zuſchlagsberechtigten Familienangehö⸗ 
rigen gleich dem achtfachen, bei den übrigen Erwerbs⸗ 
loſen gleich dem ſechsfachen Tagesſatz der bezogenen 
Unterſtützung einſchließlich der Familienzuſchläge. Die 
Winterbeihilfe wird monatsweiſe gewährt, ſie ſoll in 
der Regel in Sachleiſtungen beſtehen. | 
(2) Soweit bei einem Erwerbsloſen die Vorausſetzun⸗ 
gen für die Zahlung der Winterbeihilfe nicht während 
des ganzen Monats gegeben ſind, wird ein entſprechen⸗ 
der Bruchteil der Winterbeihilfe gewährt. Für die Be⸗ 
meſſung des Bruchteils wird der Monat zu 26 Tagen 
berechnet. 8 Ri 


Lohngrenze. 

(1) Eine nach den SS 14— 18 zu gewährende Ge⸗ 
ſamtunterſtützung einſchließlich Winterbeihilfe darf 80 
v. H. des Lohnes nicht überſteigen, den der Erwerbsloſe 
erhalten würde, wenn er nach den für ſein Gewerbe be⸗ 
ſtehenden Tarifverträgen in vollem Lohn ſtände. In 
ländlichen Gemeinden iſt der Beſtimmung der Lohn⸗ 
grenze für Arbeiter allgemein der Tarif für landwirt⸗ 
ſchaftliche Arbeiter zugrunde zu legen mit Ausnahme 
der gelernten Arbeiter, für die der für ſie geltende Ta⸗ 
rif maßgebend iſt. N 

(2) Wo keine Lohntarife beſtehen, gelten die ortsübli⸗ 
chen Löhne. 


— 


8 20. 
Anlernezuſchuß. 

(1) Nimmt ein Erwerbsloſer eine Arbeitsſtelle an, 
in der er zu vollem Verdienſt erſt nach Angewöhnung 
der erforderlichen Fertigkeiten gelangen kann, ſo kann 
ihm ein Zuſchuß für die Dauer von 3 Monaten gewährt 
werden, ſofern nicht der verdiente Lohn den bisherigen 
Betrag der Erwerbsloſenunterſtützung um 2,— G. werk⸗ 
täglich überſteigt. 

(2) Der Zuſchuß darf den Unterſchied zwiſchen dem 
Lohne und der um 2,— G. werktäglich vermehrten Un⸗ 
terſtützung nicht e N 


Kurzarbeiterunterſtützung. 
Erreichen in einem Zeitraum (Woche, Doppelwoche, 
Monat) Arbeitnehmer infolge vorübergehender Ein⸗ 
ſtellung oder Beſchränkung der Arbeit die in ihrer 
Arbeitsſtätte ohne Ueberarbeit übliche Zahl von Ar⸗ 
beitsſtunden nicht und treten deswegen Lohnkürzungen 
ein (Kurzarbeiter), ſo erhalten ſie, ſofern 50 v. H. des 
verbliebenen Verdienſtes den Unterſtützungsbetrag für 
den Zeitraum bei gänzlicher Erwerbsloſigkeit nicht er⸗ 
reichen, Erwerbsloſenunterſtützung in Höhe des fehlen⸗ 
den Betrages, jedoch an Arbeitsverdienſt und Erwerbs⸗ 
loſenunterſtützung nicht mehr, als den Betrag des bis⸗ 
herigen Arbeitsverdienſtes bei voller Arbeitszeit. Eine 
Prüfung der Bedürftigkeit findet nicht ſtatt. Die Ar⸗ 
beitgeber ſind verpflichtet, über den Arbeitsverdienſt 
Auskunft zu geben und auf Erfordern der Gemeinde 
die Errechnung und Auszahlung der Unterſtützung ko⸗ 

ſtenlos zu beſorgen. 3 22 N 


Krankenverſicherungen. 


(1) Sit ein Erwerbsloſer auf Grund der Reichsverſi⸗ 


cherungsordnung zur Fortſetzung oder Aufrechterhal⸗ 
tung einer Verſicherung gegen Krankheit bei einer 
Krankenkaſſe oder Erſatzkaſſe berechtigt, ſo kann die 
Gemeinde die Weiterverſicherung herbeiführen. Als 
Grundlohn für die Leiſtungen gilt der durchſchnittliche 
Arbeitstagesverdienſt des letzten Jahres vor Eintritt der 
Erwerbsloſigkeit. 

(2) Macht die Gemeinde von dem Rechte der Weiter⸗ 
verſicherung gemäß Abſ. 1 keinen Gebrauch, jo hat die 
Gemeinde ihrerſeits dem Erwerbsloſen die gleiche oder 
eine gleichwertige Krankenhilfe zu gewähren. 

8 23. 
Umverſicherung. 

(1) Die Gemeinde kann mit der Allgemeinen Orts⸗ 
krankenkaſſe ihres Bezirks oder einer anderen Kran- 
kenkaſſe ($ 225 der Reichsverſicherungsordnung) die in 
ihrem Bezirke den Sitz hat und deren Leiſtungen denen 
der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe mindeſtens gleichwer⸗ 
tig ſind, vereinbaren, daß bei der Kaſſe alle von der 
Gemeinde zu unterſtützenden Erwerbsloſen verſichert 
werden, auch wenn ſie nicht dem zur freiwilligen Ver⸗ 
fiherung oder Weiterverſicherung nach der Reichsver— 
ſicherungsordnung berechtigten Perſonenkreis angehö⸗ 
ren. Als Grundlohn gilt der letzte Lohn, den der Er— 
werbsloſe bezogen hat, ehe er erwerbslos wurde. Iſt 
ein ſolcher nicht zu ermitteln, ſo gilt als letzter Lohn⸗ 
ſatz die niedrigſte Lohnſtufe dieſer Art der Ortskran⸗ 
kenkaſſe. 

(2) Die Leiſtungen der Kaſſe beſtimmen ſich nach den 
gleichen Grundſätzen wie für Verſicherungspflichtige, 
Streit über Leiſtungen wird im Spruchverfahren nach 
der Reichsverſicherungsordnung entſchieden. 

(3) Die Vorſchriften des § 214 der Reichsverſiche⸗ 
rungsordnung gelten nicht, ſoweit danach dem Erwerbs— 
loſen neben den Anſprüchen nach Abſ. 3 Anſprüche ge⸗ 
gen eine andere Kaſſe zuſtehen würden. 

(4) Ein Ausſcheiden aus der Kaſſe wegen Wegfalles 
der Erwerbsloſenunterſtützung ſteht dem Ausſcheiden 
wegen Erwerbsloſigkeit im Sinne des § 214 der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung, aber nicht dem Ausſcheiden aus 
der verſicherungspflichtigen Beſchäftigung im Sinne des 
§ 313 der Reichsverſicherungsordnung gleich. 

§ 24. 
Rechte Umverſicherter. 

(1) Auch wo eine Gemeinde eine Vereinbarung mit 
einer Krankenkaſſe nach § 23 getroffen hat, iſt ein 


33 


nach 8 


Erwerbsloſer, der den Vorausſetzungen des §S 22 ge⸗ 
nügt, nach Vorſchrift des S 22 zu verſichern, wenn er 
es bei der Gemeinde binnen 3 Wochen nach dem In⸗ 
krafttreten der Vereinbarung oder nach dem ſpäteren 
Beginne der Erwerbsloſenunterſtützung beantragt. 
(2) Wird der Antrag nicht oder nicht rechtzeitig ge⸗ 


ſtellt, ſo kann der Erwerbsloſe die Verſicherung bei 


ſeiner früheren Kaſſe nach Beendigung der Verſicherung 
23 in gleicher Weiſe fortjegen oder aufrechter— 
halten, wie wenn er bis dahin Mitglied der früheren 
Kaſſe geweſen wäre, ſofern er binnen 3 Wochen den 
Wiederbeitritt zu dieſer Kaſſe erklärt. 

(3) In den Fällen des Abſ. 2 kann die frühere Kaſſe 
den Erwerbsloſen ärztlich unterſuchen laſſen. Für eine 
Erkrankung, die beim Wiederbeitritt bereits beſteht, hat 
er einen Anſpruch nur gegen die nach $ 23 zuſtändige 
Kaſſe. Auf ihren oder ſeinen Antrag erhält er die 
Leiſtungen von der früheren Kaſſe. Geſchieht es auf 
feinen Antrag, jo hat die frühere Kaſſe der nach § 23 
zuſtändigen binnen einer Woche den Entritt des Ver⸗ 
ſicherungsfalles mitzuteilen. Dieſe Kaſſe hat der frühe⸗ 
ren ihre Aufwendungen in vollem Umfange zu erſetzen. 
Streit über Erſatzanſprüche wird im Spruchverfahren 
nach der Reichsverſicherungsordnung entſchieden. 

8 25. 
Unpfändbarkeit. 

Die Erwerbsloſenunterſtützung iſt der Pfändung nicht 

unterworfen. Br 


§ 26. 
Weitere Vorausſetzung der Unterſtützung. 

(1) Der Erwerbsloſe hat ſich an den vom Senat oder 
den zuſtändigen Behörden beſtimmten Stellen und be⸗ 
kanntgegebenen Zeiten zwecks Abſtempelung ſeiner Vor⸗ 
merkkarte zu melden. 5 

(2) Die Gemeinden können die Erwerbsloſenfürſorge 
von weiteren Vorausſetzungen (Teilnahme an der All⸗ 
gemeinbildung dienenden Veranſtaltungen, fachlichen 
Ausbildungsgängen, am Beſuch von Werkſtätten und 
Lehrkurſen und dergl.) insbeſondere für Jugendliche, 
abhängig machen. 

(3) Der Senat kann auch für ſämtliche oder einzelne 
Gemeinden beſtimmen, daß die Zahlung der Unter⸗ 
ſtützung oder ſonſtiger Bezüge aus der Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge von einer Arbeitsleiſtung abhängig zu machen 
iſt. Dieſe Verpflichtung kann auf einzelne Berufe oder 
Arten von Erwerbsloſen beſchränkt werden. 

(4) Werden Notſtandsarbeiten eingerichtet, ſo kann 
ein beſonderer Lohn (Notſtandslohn) vom Senat feſtge⸗ 
ſetzt werden. Das Nähere wird durch beſondere Ver— 
ordnung beſtimmt. 5 

5 


Ausſchluß. 
Der dauernde oder zeitliche Ausſchluß von dem Be: 
zuge der Erwerbsloſenfürſorge kann erfolgen, wenn der 


a 


hinſichtlich der der Prüfung der Unterſtützungsbe⸗ 

hörde unterliegenden Verhältniſſe wiſſentlich unwah⸗ 
re Angaben macht oder Tatſachen wiſſentlich ver⸗ 
ſchweigt, oder die Unterſtützungsbehörde ſonſt zu 
täuſchen verſucht, insbeſondere 

a) auf die Unterſtützung bezügliche Urkunden oder 
Zeichen z. B. Entlaſſungsſcheine oder die Kon⸗ 
trollkarte fälſcht, 

b) neben dem Bezuge von Unterſtützung ohne Bor: 
wiſſen der Unterſtützungsbehörde Arbeit verrich⸗ 
tet oder einem ſonſtigen Erwerb nachgeht, 

c) Erwerbsloſenunterſtützung zu beziehen ſucht, ob— 
wohl er ſich bei einer Krankenkaſſe zum Zwecke 
der Krankenverſorgung krank und arbeitsunfähig 
gemeldet hat. 

2. wiederholt ihm angebotene Arbeit grundlos verwei⸗ 
gert oder zufolge ſonſtiger Tatſachen (3. B. Trunk⸗ 
ſucht) offenbar arbeitsunwillig oder der Unterſtüt⸗ 
zung nicht würdig erſcheint. i f 

8 28. 
Auskunftspflicht der Arbeitgeber. 

(1) Die Arbeitgeber ſind verpflichtet, die Gründe des 

Ausſcheidens eines Arbeitnehmers aus ihrem Dienſte 

wahrheitsgemäß ſoweit klarzuſtellen, als zur Beurtei⸗ 


lung deſſen, ob der Unterſtützungsfall nach den Vor⸗ 


dieſes Geſetzes gegeben iſt, erforderlich er⸗ 
cheint. 

(2) Ein Arbeitgeber, der eine Auskunft nach Abſatz 
1 erteilt, iſt, ſoweit dieſe nicht wiſſentlich unrichtig 
iſt, von jeder Verantwortung frei. 

(3) Die gemachten Angaben ſind von der Fürſorge⸗ 
ſtelle geheim zu halten. Den Erwerbsloſen iſt aber 
von den Angaben ſchriftlich Kenntnis zu geben. 

(4) Die Fürſorgebehörde kann den Arbeitgeber zur 
Erteilung der Auskunft durch Ordnungsſtrafe bis zu 
300 G. anhalten. i 

(5) Die Strafe kann wiederholt verhängt werden. 
Sie iſt wie Gemeindeabgaben beizutreiben. 

8 29. 5 

Anrichtige Auskünfte. 

(1) Arbeitgeber und ihre Beauftragte, welche eine 
nach $ 28 zu gebende Auskunft wiſſentlich unrichtig 
erteilen, werden, ſoweit nicht eine Strafverfolgung nach 
den allgemeinen Strafgeſetzen eintritt, mit Geldſtrafe 
von 50 bis 5000 G. oder mit Gefängnis bis zu 6 
Monaten beſtraft. 

(2) Dieſelbe Strafe trifft Arbeitgeber und deren 
Beauftragte, wenn ſie in Entlaſſungsbeſcheinigungen 
oder ähnlichen Urkunden, die zum Ausweis über das 
Arbeitsverhältnis dienen, unrichtige Angaben, insbeſon⸗ 
dere hinſichtlich des Entlaſſungsgrundes machen, ſofern 
der Arbeitnehmer zum Zwecke des Bezuges der Er⸗ 
werbsloſenunterſtützung hiervon Gebrauch macht und 
der Arbeitgeber oder der Beauftragte dieſes wiſſen oder 
annehmen mußte. 

(3) Für die Rückzahlung der zu Unrecht gezahlten 
Unterſtützung bleibt neben dem Arbeitnehmer der Ar⸗ 
beitgeber ſowie deſſen Beauftragter haftbar. Auf dieſe 
Rückzahlung iſt in dem Strafurteil nach den Vorſchrif⸗ 
ten, welche für die Zuerkennung einer Buße gelten, 
zu erkennen. Neben dem Beauftragten haftet in jedem 
Fall der Arbeitgeber als Geſamtſchuldner. 
8730, 
Fürſorgeausſchüſſe. 5 

(1) Für die Durchführung der Erxwerbsloſenfürſorge 
ſind in Städten bei der Fürſorgebehörde, in den Land⸗ 
kreiſen bei der Kreisbehörde Fürſorgeausſchüſſe zu er⸗ 
richten. Dieſe beſtehen aus dem Vorſitzenden und je 
zwei bis vier Arbeitgebern und Arbeitnehmern als 
Beiſitzer. Die Mitglieder und die notwendige Anzahl 
von Stellvertretern werden in der Stadt Danzig vom 
Senat, in Zoppot, Tiegenhof und Neuteich vom Magi⸗ 
ſtrat und in den Landgemeinden von der Kreisbehörde, 
und zwar die Beiſitzer auf Vorſchlag der Berufsver— 
einigungen, einberufen. 

(2) Der Ausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn außer dem 
Vorſitzenden mindeſtens je 1 Arbeitgeber und 1 Ar⸗ 
beitnehmer anweſend ſind. Bei Entſcheidungen können 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer nur in gleicher Zahl 
mitwirken. Iſt die Zahl der erſchienenen Mitglieder 
ungleich, ſo ſcheiden die jüngſten auf der Seite aus, 
deren Zahl überwiegt. 

(3) Die Fürſorgeausſchüſſe entſcheiden über Streitig⸗ 
keiten der Erwerbsloſenfürſorge. 

(4) Der Vorſitzende des Fürſorgeausſchuſſes und ſein 
Stellvertreter find berechtigt, eidesſtattliche Verſiche⸗ 
rungen abzunehmen, wenn dieſes zur Klärung des 
Sachverhalts erforderlich erſcheint. 

(5) Als Vorſitzender des Fürſorgeausſchuſſes iſt aus⸗ 
geſchloſſen, wer die angefochtene Entſcheidung gefällt 

t J i 


at. 

(6) Die Fürſorgeausſchüſſe können in einzelnen Fäl- 
len aus beſonderen Gründen von den in dieſem Geſetz 
für den Bezug der Erwerbsloſenfürſorge feſtgelegten 
Vorausſetzungen abſehen. 

(7) Die Entſcheidungen der Fürſorgeausſchüſſe ſind 
endgültig. Eine weitere Beſchwerde an den Senat iſt 
nur in Fragen von grundſätzlicher Bedeutung zuläſſig. 
Sie kann ſowohl von dem Vorſitzenden des Erwerbs⸗ 
loſenfürſorgeausſchuſſes, dem Gemeindevorſteher der be⸗ 
troffenen Gemeinde wie auch von den betroffenen Er⸗ 
1 8 eingelegt und auf einzelne Punkte beſchränkt 
werden. 

(8) Sofern die weitere Beſchwerde von dem Erwerbs⸗ 
loſen erhoben wird, iſt ſie bei dem Fürſorgeausſchuß 


34 


einzulegen. Dieſer hat ſie unverzüglich an den Senat 
mit einer Aeußerung des Vorſitzenden weiter zu lei⸗ 
ten. Dieſe kann unterbleiben, wenn die Beſchwerde 
offenſichtlich keine grundſätzliche Frage betrifft. 


0 831. 
Arbeitsvermittelung. 

(1) Die Fürſorgebehörden und die Fürſorgeausſchüſ⸗ 
ſe ſind verpflichtet, in engſter Zuſammenarbeit mit dem 
Landesarbeitsamt darauf hinzuwirken, daß den unter⸗ 
ſtützten Erwerbsloſen mit tunlichſter Beſchleunigung 
paſſende Arbeit vermittelt wird. 

(2) Hierzu ſind insbeſondere alle über 26 Wochen 
Unterſtützten dem Landesarbeitsamt namhaft zu machen. 

(3) Die derart namhaft Gemachten ſind bei öffent⸗ 
lichen Arbeiten, insbeſondere bei Notſtandsarbeiten, 
bei Bedarf von Arbeitskräften in erſter Linie zu be⸗ 
rückſichtigen. > 

832: 


Säumige Gemeinden. 

Gemeinden, die trotz eines vorhandenen Bedürfnij- 
ſes keine oder keine genügende Erwerbsloſenfürſorge 
einrichten, werden dazu von dem Senat angehalten: 
dieſer kann die dazu notwendigen Anordnungen für 
Rechnung der Re ann. 


Aufſicht. f 
Der Senat hat die Aufſicht über die Handhabung 
der Erwerbsloſenfürſorge durch die Gemeinden, insbe⸗ 
ſondere über die Schaffung genügender Verwaltungs⸗ 
und Kontrolleinrichtungen. Kommen die Gemeinden 
der Anordnung des Senats nicht nach, ſo kann ihnen 


die Staatshilfe ($S 34) ee werden. 


Koſtentragung. 

(1) Den Gemeinden werden von dem Geſamtaufwande 
für die Erwerbsloſenfürſorge von der Freien Stadt 
5, erſetzt. Zu dem Geſamtaufwand gehören auch die 
für die Erwerbsloſenfürſorge notwendigen beſonderen 
Verwaltungskoſten. 

(2) Der Senat kann bei leiſtungsſchwachen oder lei⸗ 
ſtungsunfähigen Gemeinden den auf dieſe entfallenden 
Anteil des Geſamtaufwandes teilweiſe oder ganz über⸗ 
nehmen. 15 


Erſtattungsverfahren. 

Anträge auf Erſtattung der Koſten haben die Städte 
unmittelbar, die Gemeinden durch Vermittelung der 
Kreisbehörde nach Ablauf von je 4 Wochen (Abrech— 
nungszeitraum) beim Senat zu ſtellen. Sie haben hier⸗ 
zu eine Aufſtellung einzureichen, welche ergibt: 

1. 1. Die Zahl der am Schlußtage des Abrechnungs⸗ 
zeitraumes vorhandenen Hauptunterſtützungs⸗ 
empfänger, und zwar 
a) ſoweit dieſe voll unterſtützt werden (Voll⸗ 

unterſtützungsempfänger), 
p) ſoweit dieſe eine Beihilfe erhalten (Beihilfe- 
empfänger). 
2. Die Zahl der zu den Hauptunterſtützungsemp⸗ 
fängern gehörenden Zuſchlagsempfänger. 

II. Die Zahl der nach $ 31 dem Landesarbeitsamt Ge⸗ 
meldeten. 

III. Die in dem abgelaufenen Zeitraum gezahlte Unter⸗ 
ſtützung nebſt dem auf den Kopf des Unterſtützten 
entfallenden Durchſchnittsſatze. 

IV. Die ſonſtigen Aufwendungen für Zwecke der Er- 
werbsloſenfürſorge. 


5 86 
Produktive Erwerbsloſenfürſorge. 

(1) Der Senat iſt ermächtigt, zur Unterſtützung von 
Maßnahmen, die geeignet find, den Abbau der Er- 
werbsloſenfürſorge zu fördern, insbeſondere zur Be⸗ 
ſchaffung von Arbeitsgelegenheit für die Erwerbsloſen, 
Darlehen oder Zuſchüſſe aus Mitteln der Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge zu bewilligen. 

(2) Sie ſollen nach Maßgabe des § 34 auf den 
Staat und die beteiligten Gemeinden verteilt werden. 


EEE 
Aufhebung bisheriger VBeſtimmungen. 
Alle bisherigen Beſtimmungen über die Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge ausſchließlich des Geſetzes vom 24. 6. 21, 


betreffend Erhöhung der e für 

die Dauer der Brotteuerung (G. Bl. S. 81) werden auf⸗ 

an Das Geſetz vom 24. Juni 1921 tritt mit dem 
Februar 1922 außer Kraft. 


Danzig, den 13. Februar 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Wiereinski⸗Keiſer. 
Nr. 2. — 


Anderungen des Wohnungs⸗ 


baugeſetzes. 

Durch die Verordnung des Senats vom 30. 1. 1931 
(Geſ. B. von 1931 Nr. 3 S. 16) iſt das Wohnungs⸗ 
baugeſetz vom 27. 3. 1925 in weſentlichen Punkten 
geändert worden. Nachſtehend gelangt der Wortlaut 
des Geſetzes in ſeiner jetzigen Faſſung zum Abdruck. 
Die Herren Gemeindevorſteher werden erſucht, durch 
ortsübliche Bekanntmachung auf die neuen Beſtimmun⸗ 
gen hinzuweiſen und vorliegende Kreisblattnummer ge⸗ 
gebenenfalls zur Einſicht im Gemeindeamt auszulegen. 

§ 8 des Geſetzes wird bemerkt, daß nach den 
Durchführungsbeſtimmungen des Senats als Gemein⸗ 
den im Sinne dieſer Vorſchrift gelten: 
a) die Stadtgemeinden, 
b) die Gemeinden Ohra, Prauſt und Emaus, 
c) im übrigen die Gemeindeverbände d. ſ. die Kreiſe. 

Die neuen Beſtimmungen treten ab 1. 3. 1931 in 
Kraft. Die bisherige i e gilt deshalb nur bis 
einſchl. Monat Februar 1931, ſodaß für Monat März 
zunächſt noch nichts einzuziehen iſt. Den Ortsvorſtehern 
werden demnächſt neu aufgeſtellte Hebeliſten der Woh⸗ 
nungsbauabgabe mit weiterer Anweiſung zugehen. 

Die Einziehung der bis Februar fällig geweſenen 
Wohnungsbauabgabe hat mit tunlichſter Beſchleunigung 
zu geſchehen. Bis ſpäteſtens zum 31. 3. 1931 iſt darüber 
eine ordnungsmäßige Abrechnung hierher einzureichen 
unter Beifügung der abgeſchloſſenen Hebeliſte und 
gleichzeitiger Einſendung des Geldes an die hieſige 
Kreiskommunalkaſſe. 

Tiegenhof, den 2. März 1 

Der Vorſitzende des e 


Geſetz 
zur Bekämpfung der Wohnungsnot (Wohnungsbauge⸗ 
jet) vom 27. 3. 1925 in der unter Berückſichtigung der 
ſpäteren Aenderungen, insbeſondere der Senatsverord⸗ 
nung vom 30. 1. 1931 (Geſ. B. S. 16) geltenden Faſ⸗ 
ſung. 
Abſchnitt J. 


8. 
Geſetzliche Miete. 

Für ſämtliche Gemeinden wird der Mietzins für 

die Zeit vom 

nl auf 110 v. . 

n uf ve. . 

1. 4 1932 ͤ auf 120 v. H., 

. 1 4, 1933 auf 125 v. H. 

e) 1. 4. 1934 auf 130 v. 
der Friedensmiete (vergl. 8 2) als geſezliche Miete 
feſtgelegt. 

2. Bei Läden, Geſchäftsräumen, Büroräumen und Werk⸗ 
ſtätten, die mit Wohnungen im räumlichen Zuſam⸗ 
menhang ſtehen und den mit ihnen im Zuſammen⸗ 
hang ſtehenden Wohnungen ſelbſt erhöht 119 die ge⸗ 
ſetzliche Miete aus Abſ. 1 um 25 v. H. der Frie⸗ 
densmiete. 

Die Beſtimmungen des Abſatzes 2 gelten auch für 
Räume, welche der Ausübung von freien Berufen 
dienen, bei denen ſich das Einkommen nach einer 
Taxe oder Gebührenordnung regelt. 

4. Jeder Mieter iſt zur Zahlung der geſetzlichen Miete 
verpflichtet, ohne daß es einer Zuſtimmung des zu⸗ 
ſtändigen Mieteinigungsamtes und ohne daß es einer 
Kündigung ſeitens des Vermieters bedarf. 

Mit der geſetzlichen Miete gelten ſämtliche Neben⸗ 
unkoſten als abgegolten mit Ausnahme der Koſten 


— 
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St 


a) für Lieferung von Leitungswaſſer, 

b) für Schaufenſterverſicherung. 

Die Auseinanderſetzung zwiſchen dem Vermieter 
und dem Mieter über die Koſten des Betriebes von 
Sammelheizungs⸗ und Warmwaſſerverſorgungsanla⸗ 
gen richtet ſich nach der Verordnung vom 28. Juni 
1919, abgeändert durch die Staatsratsverordnung 
vom 19. Auguſt 1920 in der Faſſung des Senats⸗ 
ae vom 29. Dezember 1920 (Geſetzbl. 1921 

2. 


8 
Berechnung der Friedensmiete. 
(1) Als Friedensmiete im Sinne dieſes en gilt 
1091 gemeine Mietwert nach dem Stande vom 1. Juli 
4. 


(2) Bei der Feſtſtellung des gemeinen Mietwertes 
iſt in der Regel von dem Mietzins auszugehen, der 
für die mit dem 1. Juli 1914 beginnenden Mietzeit 
vereinbart war nach Aeg der etwa in dieſer Miete 
enthaltenen, im 8 1 beſonders aufgeführten Neben⸗ 
koſten, inſoweit nicht beſondere Verhältniſſe eine ander⸗ 
weitige Feſtſetzung berechtigt erſcheinen laſſen. Im 
Streit⸗ oder Zweifelsfalle entſcheidet über die Höhe des 
gemeinen Mietwertes nach dem Stande vom 1. Juli 
1914 auf Antrag des Vermieters, des Mieters u der 
Gemeindebehörde das zuſtändige Mieteinigungsamt, in⸗ 
ſonderheit in ſolchen Fällen, in denen eine Miete nicht 
vereinbart war oder Gebäude oder Gebäudeteile nach 
dem 1. Juli 1914 bezugsfertig geworden ſind. 

(3) Die Umrechnung der Friedensmiete in die Dan⸗ 
ziger Guldenwährung erfolgt in der Weiſe, daß eine 
Goldmark⸗ 1,25 Danziger Gulden zu ſetzen iſt. 

(4) Der Senat kann nähere Beſtimmungen über die 
Ermittelung und Feſtſetzung der Friedensmiete oder des 
gemeinen Mietwertes erlaſſen. 

8:8. 

(1) Der geſetzlichen Miete unterliegen nicht Neubau⸗ 
ten oder durch Um- oder Einbauten neu geſchaffene Ge⸗ 
bäudeteile, die nach dem 1. Januar 1917 bezugsfertig 
geworden ſind, es ſei denn, daß dieſe Bauten mit Bei⸗ 
hilfen aus öffentlichen Mitteln hergeſtellt ſind. 

Als Beihilfen aus öffentlichen Mitteln im Sinne 
dieſer Beſtimmung gelten ſolche von Gemeinden oder 
dem Staat gewährten Reichsmarkdarlehen, welche der 
Geldentwertung unterworfen geweſen ſind. 

(2) Mieter, welche auf Grund dieſes Geſetzes zu er- 


höhten Mietzahlungen verpflichtet ſind, können von et⸗ 


waigen Untermietern eine angemeſſene Heraufſetzung 
der Untermiete von dem gleichen Zeitpunkt verlangen, 
ſofern eine ſolche Heraufſetzung der Untermiete billig 
erſcheint. Dieſe Beſtimmung findet entſprechende An⸗ 
wendung, wenn ein Grundſtückseigentümer Teile ſeiner 
eigenen Wohnung abvermietet hat. Im Streitfalle ent⸗ 
ſcheidet das Mieteinigungsamt. 


Abſchnitt II. 


ö 8.4. 
Abgabe zum Wohnungsbau. 

(1) Die Gemeinden ſind berechtigt und verpflichtet, 
eine Wohnungsbauabgabe nach nachfolgenden Vorſchrif— 
ten zu erheben. 

(2) Der Abgabe unterliegen alle Gebäude oder Ge⸗ 
bäudeteile, die gemäß Abſchnitt I S 1 dieſes Geſetzes 
der Feſtſetzung der ee Miete unterworfen ſind. 


8 5 
(1) Abgabepflichtig ſind ſämtliche Grundſtückseigen⸗ 
tümer, deren Gebäude oder Gebäudeteile der geſetzlichen 
Miete gemäß Abſchnitt I 8 1 dieſes Geſetzes unterlie⸗ 
en oder im Falle einer Vermietung unterliegen wür⸗ 


02 8 2 dieſes Geſetzes findet für die Feſtſetzung des 
ſteuerpflichtigen Betrages entſprechende Anwendung. 

(3) Steht der Ertrag eines der Abgabe nach $ 4 un⸗ 
terliegenden Gebäudes oder Gebäudeteiles einem ande⸗ 
ren als dem Grundſtückseigentümer zu, ſo haftet dieſer 
für die Abgabe, und zwar als Geſamtſchuldner mit dem 
Grundſtückseigentümer. 

(4) Soweit ein Abgabepflichtiger ſeinen Verpflichtun⸗ 
gen aus dieſem Geſetz nicht nachkommt, haftet für die 
Abgabe auch das Grundſtück. 


* 


(5) Hat der Abgabepflichtige bis zum Tage der Fäl⸗ 
ligkeit der Steuer die geſetzliche Miete nicht erhalten, 
ſo hat er der Steuerbehörde innerhalb einer Woche an⸗ 


zuzeigen, daß der Mieter trotz ſchriftlicher Mahnung 


ſeiner Verpflichtung zur Zahlung der Miete nicht oder 
nicht in vollem Umfange nachgekommen iſt. 


(6) Auf Verlangen der Steuerbehörde hat der Ab⸗ 


gabepflichtige glaubhaft zu machen, daß er ſeiner Ver⸗ 
pflichtung zur Mahnung nachgekommen iſt. 

(7) In dieſem Falle iſt ein der Abgabe entſprechender 
Teil der Miete von dem in Verzug gekommenen Mieter 
im Verwaltungszwangsverfahren einzuziehen. Einreden 
aus dem Mietverhältnis kann der Mieter der Steuer⸗ 
behörde gegenüber nicht geltend machen. 

(8) Erfolgt die Anzeige nicht innerhalb der im Ab⸗ 
tab 5 angegebenen Friſt, jo bleibt der Abgabepflichtige 
für die Abgabe haftbar. ö 

§ 6. J 

(i) Die Abgabe beträgt: 

1. für das Gebiet der Landgemeinden mit Ausnahme 

von Ohra, Emaus und Prauſt 25 v. H., 

2. für das übrige Staatsgebiet 40 v. H. 

der Friedensmiete. 

Die Abgabe ermäßigt ſich in dem zu 2. genannten 
Gebiet ſowie in den Gemeinden Prauſt, Ohra und 
Emaus vom 1. 7. 1931 ab bis zum 31. 3. 1937 bei 
Wohnungen mit einer Jahresfriedensmiete unter 
288 M. = 360 G. um 10 v. H. der Friedensmiete. Dieſe 
Ermäßigung fällt fort, wenn der Hausbeſitzer nicht für 
die notwendige Inſtandſetzung der Wohnungen einen 
entſprechenden Betrag aufwendet. Der Senat entſchei⸗ 
det endgültig darüber, ob die Ermäßigung aus dem 
vorbezeichneten Grunde in Fortfall kommt. 

Die Abgabe ermäßigt ſich allgemein vom 1. 4. 1935, 
1. 4. 1936 und 1. 4. 1937 ab, ſoweit nach Abſatz 1 
ein Betrag von 25 v. H. zu zahlen iſt, um je 5 v. H., 
ſoweit ein ſolcher von 40 v. H. zu zahlen iſt, um je 
10 v. H. der Jahresfriedensmiete. 

(2) Die Abgabe iſt bis zum 15. jeden Monats zu ent⸗ 
richten. 5 


8 
(1) Von der Abgabe ſind die Eigentümer ſolcher Ge⸗ 
bäude und Gebäudeteile befreit: 6 
a) die von der Freien Stadt Danzig, den Gemeinden, 
Gemeindeverbänden oder anderen öffentlich⸗-xechtli⸗ 
chen Körperſchaften für öffentliche Zwecke beſtimmt 


ſind, 

b) die zum öffentlichen Unterricht oder wiſſenſchaft⸗ 
lichen Forſchungszwecken oder zur Förderung der 
allgemeinen wiſſenſchaftlichen oder künſtleriſchen Bil⸗ 
dung beſtimmt ſind und ſoweit dieſe Gebäude oder 
„ für dieſe beſtimmten Zwecke benutzt 
werden. 


c) die religiöſen Zwecken ſolcher Religionsgeſellſchaften 


dienen, welche Körperſchaften des öffentlichen Rechts 
oder ſonſt ſtaatlich anerkannt ſind, 


d) die als Armen⸗, Waiſen⸗ oder öffentliche Kranken⸗ 


häuſer benutzt werden, 


e) die zur Unterbringung von Arbeitern ihres Betrie⸗ | 


bes genutzt werden, wenn dieſe Räume den Arbei⸗ 

tern mietfrei überlaſſen werden. 

(2) Die Befreiung tritt nur ein, wenn der Senat 
eine der zu Buchſtabe a—e bezeichneten Vorausſetzun⸗ 
gen als vorliegend anerkannt hat. 

(3) Dienſtwohnungen oder Privatwohnungen, die ſich 
in den im Abſ. 1 Buchſtabe a—e aufgeführten Gebäu⸗ 


den befinden, unterliegen der Abgabe. 


(4) Die Eigentümer ſolcher Gebäude oder Gebäude⸗ 
teile, die einem die Volkswohlfahrt fördernden Unter⸗ 
nehmen dienen, das auf gemeinnütziger Grundlage be⸗ 
trieben oder unterhalten wird, können auf Antrag von 
der Abgabe befreit werden. 

(5) Ueber die Anträge entſcheidet der Senat. 

(6) Eine Befreiung kann auf Anordnung des Senats 
auch in anderen ähnlichen Fällen erfolgen, wenn ein be⸗ 
ſonderes öffentliches Intereſſe vorliegt. 

(7) Die Gemeinden haben ferner von der Abgabe 
zu befreien die Eigentümer von Gebäuden und Gebäu⸗ 
deteilen, die bis zum 31. Dezember 1923 mit Beihilfen 
aus öffentlichen Mitteln bezugsfertig hergerichtet ſind, 


1 


wenn nach dem Inkrafttreten des Geſetzes über den 
Ausgleich der Geldentwertung entſprechend den Beſtim⸗ 
mungen dieſes Geſetzes ein Ausgleich der Geldentwer⸗ 
tung hinſichtlich der vorbezeichneten Beihilfen erfolgt. 

(8) Demjenigen, der aus eigenen Mitteln Wohnungen 
von 2—3 Zimmern nebſt Zubehör hergeſtellt und dieſe 
an Danziger Wohnungsberechtigte abgibt, kann die Ab⸗ 
gabe nach Abſchnitt II, SS 4 und 5 von der Bezugs⸗ 
fertigkeit der Wohnungen ab gerechnet, inſoweit erlaſ⸗ 
ſen werden, daß ihm für jede dieſer Wohnungen G. 
5.000.— (wörtlich: Fünftauſend Gulden) auf die Ab⸗ 
gabe angerechnet werden. 

ö Abſchnitt III. 
Verwendung der F Geldmittel. 


8 8. 

(1) Von den aus dieſem Geſetz ſich ergebenden Ein- 
nahmen ſind in erſter Linie die Erhebungskoſten in 
Höhe von 4 v. H. in Abzug zu bringen. Hieraus erhält 
der zur Abgabe Verpflichtete bei Abführung bis zum 
15. jeden Fälligkeitsmonats einſchließlich 2 v. H. 

(2) Von dem hiernach verbleibenden Reſt ſind folgen⸗ 
de Beträge zur Deckung des allgemeinen Finanzbe⸗ 
darfs zu verwenden: 

a) In den Städten und den Landgemeinden Ohra, 
Emaus und Prauſt 
ab 1. 3. 3130. 6.31 25% 
ab 1. 7. 31-31. 3. 35 28% des in dieſer Zeit tatſäch⸗ 
ab 1.4. 35-31. 3. 36 40% lich aufgekommenen Ab⸗ 
ab 1.4. 36-31. 3. 37 67% gabebetrages 
ab 1. 4. 37 100% 

b) in den übrigen Landgemeinden: 
ab 1.4. 35-31. 3. 30 50% des in dieſer Zeit tatſäch⸗ 
A 1. 4. 35 31 3.36 50% fi Ab⸗ 
ab 1. 4, 3631. 3.37 67% lich aufgekommenen Ab⸗ 
ab 1.4. 37 100% gabebetrages 
Von dieſen Beträgen fließen dem Staate , den 
Gemeinden , je nach dem örtlichen Aufkommen zu. 
(3) Der dann verbleibende Reſt wird in folgender 

Weiſe verteilt: 

a) 80 v. H. werden den Gemeinden zu Wohnungsbau⸗ 
zwecken überlaſſen, 

b) weitere 10 v. H. verbleiben den Gemeinden mit 
der ausdrücklichen Beſtimmung, daß dieſe leiſtungs⸗ 
ſchwachen Perſonen als Mietbeihilfe zu gewähren 
ſind. Auf Antrag einer Gemeinde kann der für Miet⸗ 
beihilfen beſtimmte Satz zu Laſten des unter a) 
genannten Anteils von 80 v. H. durch den Senat 
erhöht werden. Wird der für Mietbeihilfen vorge⸗ 
ſehene Betrag nicht aufgebraucht, ſo iſt der Reſt eben⸗ 
falls für Wohnungsbauzwecke zu verwenden. 

c) Die reſtlichen 10 v. H. find an den Senat abzufüh⸗ 
ren, der dieſen Betrag für Wohnungsbauzwecke oder 
für Mietbeihilfen in beſonderen Fällen entweder un⸗ 
mittelbar oder durch Vermittelung der Gemeinden 
zu verwenden hat. Eine Verwendung zum Bau von 
Dienſtwohnungen ſoll 275 ſtattfinden. 


er 
Die nach dem Verteilungsſchlüſſel des S 8 Abſatz 2 
monatlich auf den Staat entfallenden Beträge ſind von 
den mit der Verwaltung betrauten Kreiſen und Ge⸗ 
meinden bis zum 10. des folgenden Monats an die 
ſtaatliche Steuerkaſſe in wi abzuführen. 


). 

(1) Die Aufſicht darüber, daß der Staat die ihm zu⸗ 
ſtehenden Finanzanteile an der Wohnungsbauabgabe 
rechtzeitig und in richtiger Höhe von den Kreiſen und 
Gemeinden erhält, wird dem Landesſteueramt übertra⸗ 
gen, das berechtigt iſt, erforderlichenfalls Nachprüfun⸗ 
gen an Ort und Stelle vorzunehmen und Einſicht in 
die geſamten Veranlagungs⸗ und Erhebungsunterla⸗ 
gen der kommunalen Veranlagungsſtellen für die Woh⸗ 
nungsbauabgabe zu nehmen. 

(2) Bei nicht rechtzeitiger Abführung der Staatsan⸗ 
teile durch die kommunalen Veranlagungsſtellen ſind 
die den Kreiſen und Gemeinden zuſtehenden Anteile 
an den übrigen . entſprechend zu kürzen. 


(1) Auf Antrag ſind Mietbeihilfen Perſonen zu ge⸗ 
währen, die durch die Mietſteigerung in eine Notlage 
geraten find, insbeſondere: 1 


1. Rentenempfänger der Invaliden⸗ und Angeſtellten⸗ 
verſicherung, | 

2. Kriegsbeſchädigten, Hinterbliebenen und ſonſtigen 
Militärrentnern, die Zuſatzrenten zu ihren Ver⸗ 
ſorgungsgebührniſſen beziehen, ſowbie den Empfän⸗ 
gern von laufenden Veteranenbeihilfen und Schwer⸗ 
kriegsbeſchädigten, auch wenn ſie keine Zuſatzrenten 
beziehen, 

3. den früheren Arbeitern der ehemaligen Reichs⸗ und 
u ſoweit fie laufend Unterſtützung er⸗ 

alten, 

4. Perſonen, die nach dem Geſetz über Kleinrentnerfür⸗ 
ſorge vom 23. Februar 1923 (Geſetzblatt S. 341) 
Kleinrentnerfürſorge erhalten, während der Dauer 
des Bezuges, 

5. Arbeitsloſen für die Dauer der Arbeitsloſigkeit und 
ſolchen Perſonen, deren Einkommen nicht höher als 
die Arbeitsloſenunterſtützung iſt, 

6. verheirateten Perſonen 
a) mit einem unterhaltungsberechtigten Kinde bei ei⸗ 

nem monatlichen Einkommen unter 100 Gulden 
(einſchl. Naturalbezüge), 

p) mit zwei unterhaltungsberechtigten Kindern bei 
einem monatlichen Einkommen unter 125 Gulden 
(einſchl. Naturalbezüge), 8 

c) mit drei unterhaltungsberechtigten Kindern bei 
einem monatlichen Einkommen unter 150 Gulden 
(einſchl. Naturalbezüge), 

d) mit vier unterhaltungsberechtigten Kindern bei 
einem monatlichen Einkommen unter 175 Gulden 
(einſchl. Naturalbezüge), 

e) mit fünf und mehr unterhaltungsberechtigten Kin⸗ 
dern bei einem monatlichen Einkommen unter 
200 Gulden (einſchl. Naturalbezüge). 

(2) Mietbeihilfen dürfen nur gewährt werden bei 
Wohnungen bis zu zwei Zimmern und Nebenräumen. 
In Ausnahmefällen kann auch eine Mietbeihilfe bei 
Dreizimmerwohnungen gewährt werden, wenn die Fa⸗ 
milienzahl des Mieters beſonders groß iſt. 

10. 

(1) Die den Gemeinden zur Verfügung geſtellten 
Mittel zur Förderung der Wohnungswirtſchaft und 
für Wohnungsbauzwecke dürfen ausſchließlich nur zur 
Förderung der Schaffung neuer Kleinſt⸗ und Kleinwoh⸗ 
nungen, zur Erhaltung beſtehender Wohnungen, ſowie 
zu Siedlungszwecken verwendet werden. 

(2) Wohnungs⸗ und Siedlungsbauten dürfen mit 
ee der obigen Mittel nur gefördert werden, wenn 
ie 
a\ nad genehmigten Plänen des Staates oder der 

Gemeinden ausgeführt werden und wenn die Koſten 

der Bauausführung einſchließlich der Bauſtoffe ſtaat⸗ 

lich oder gemeindlich feſtgeſetzt oder genehmigt ſind; 

b) dauernd im Eigentum öffentlicher oder gemeinnüt⸗ 
ziger Stellen verbleiben oder wenn durch geeignete 
Maßnahmen dafür geſorgt iſt, daß aus der Vermie⸗ 
tung, der Verpachtung oder der Veräußerung kein 
übermäßiger Gewinn erzielt wird. 


(3) Einzelperſonen oder Siedlungsgenoſſenſchaften, 
die in einer anderen Gemeinde, als in der ſie ihren 
Wohnſitz haben, Wohnungs⸗ oder Siedlungsbauten aus⸗ 
führen wollen, müſſen Mittel zur Förderung dieſer 
Bauten bei der Gemeinde beantragen, in der dieſe 
Bauten ausgeführt werden ſollen. Wenn die der be⸗ 
treffenden Gemeinde zur Förderung der Wohnungs⸗ 
wirtſchaft überlaſſenen Mittel zu dieſem Zwecke nicht 
ausreichen, hat ſie ſich wegen Ueberweiſung weiterer 
Mittel mit der Gemeinde in Verbindung zu ſetzen, in 
der die Antragſteller Wohnungen freimachen oder zur 
Verfügung ſtellen. Falls wegen der Ueberweiſung der 
Mittel keine Einigung erzielt wird, entſcheidet hierüber 
der Senat. 

(4) Der Senat hat hierzu nach Anhörung des Sied⸗ 
lungsausſchuſſes beſondere Ausführungsbeſtimmungen 
zu erlaſſen. 


8 11. 
Werden Mittel, die auf Grund dieſes Geſetzes auf⸗ 
gebracht werden, nicht mehr zur Abſtellung der Woh⸗ 
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nungsnot benötigt, ſo können die zuſtändigen Behör— 
den, d. ſ. in den ſelbſtändigen Erhebungsbezirken die 
Gemeindevorſtände bezw. die Magiſtrate im übrigen 
die Kreisausſchüſſe nach Zuſtimmung des Senats über 
dieſe Mittel in anderer Weiſe verfügen. 
Abſchnitt IV. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
San 
Außer der Wohnungsbauabgabe nach Maßgabe die⸗ 
ſes Geſetzes dürfen Miet⸗ und Wohnungsſteuern nicht 
erhoben werden. Auf Fremdenſteuern (Herbergsſteuern), 
in denen der Vermieter als ſteuerpflichtig bezeichnet 
wird, findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 
& 13. j 
(1) Die in dieſem Geſetze bezeichneten Abgaben wer: 


den in den Städten, ſowie in den Gemeinden Oliva, 


Ohra, Prauſt und Emaus durch die Gemeinden, im 
übrigen durch die Kreisverbände veranlagt und erhoben. 

(2) Für das Verfahren bei der Veranlagung und 
Erhebung der Abgaben, ſowie für die Rechtsmittel 
finden die Vorſchriften des Steuergrundgeſetzes mit 
der Maßgabe Anwendung, daß die veranlagende und 
erhebende Stelle als Steueramt im Sinne des Gteu- 
ergrundgeſetzes anzuſehen iſt. 


8 14. 0 

(1) Die Hinterziehung der Abgabe kann mit einer 
Geldſtrafe bis zum 20 fachen des hinterzogenen Betra⸗ 
ges und mit Gefängnis oder mit einer dieſer beiden 
Strafen beſtraft werden. 

(2) Bei Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften 
dieſes Geſetzes und bei falſchen Angaben gegenüber 
der Behörde kann der Abgabepflichtige mit einer Ord⸗ 
nungsſtrafe bis zu 400 G. belegt werden. 

5 } 

Die in dieſem Geſetz bezeichnete Abgabe gilt nicht 
als Perſonalſteuer im Sinne des § 7, III Ziffer 4 
des Einkommenſteuergeſetzes. 


8. 

(1) Dieſes Geſetz gilt bis zum 1. April 1938. 

(2) Mit dem gleichen Zeitpunkt treten außer Kraft 
die Geſetze über Abgabe zum Wohnungsbau vom 15. 
Juli 1921 (Geſetzbl. S. 103), vom 23. Juli 1922 
(Geſetzbl. S. 253), vom 1. Dezember 1922 (Geſetzbl. 
S. 512) und vom 27. Juni 1923 (Geſetzbl. S. 738), 
jedoch bleibt Artikel VII (S 12a) des Geſetzes über 
Abgabe zum Wohnungsbau in der Faſſung vom 27. 
Juni 1923 (Geſetzbl. S. 740) bis zum 1. April 1928 
mit der Maßgabe in Kraft, daß die auf Grund dieſes 
Artikels VII ($ 12a) zu erhebenden Abgaben (Lohn⸗ 
ſummenſteuer) ſich vom 1. Oktober 1926 ab auf 50 
v. H. ermäßigen und vom 1. April 1928 ab gänzlich 
in Fortfall kommen. 

8 17. 

Für die Dauer der Anwendung dieſes Geſetzes treten 
alle Beſtimmungen außer Kraft, die mit den Beſtim⸗ 
mungen dieſes Geſetzes in Widerſpruch ſtehen; dieſes 
gilt insbeſondere für die Anordnung des preußiſchen 
Miniſters für Volkswohlfahrt, betreffend Einführung 
einer Höchſtgrenze für Mietzinsſteigerungen vom 9. 
Dezember 1919 (Preuß. Geſetzſamml. S. 187) in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 29. Dezember 1920 
(veröffentlicht im Geſetzblatt für die Freie Stadt Dan⸗ 
zig vom 5. Februar 1921 S. 9) und das Kündigungs⸗ 
notgeſetz für Wohnungen vom 3. Oktober 1923 (Ge⸗ 
ſetzbl. S. 1011). 1 

8 . 


Gemeinden, die kein eigenes Baugelände beſitzen, 
haben das Recht, zum Bau von Wohnungen Baugelände 
gemäß Artikel Il des Preußiſchen Wohnungsbaugeſetzes 
vom 28. März 1918 (Geſetzſammlung S. 23) zu ent⸗ 
eignen. £ 

8 19. 


Die näheren Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem 
Geſetz erläßt der Senat. 
Danzig, den 27. März 1925. 


Nr. 3. 6 
Haus ollekte. 


Dem Freiſtadtverein für Innere Miſſion in Danzig 
iſt vom Senat die Genehmigung erteilt worden, in der 
Zeit vom 1. April bis 30. September 1931 eine 
Hauskollekte bei den Bewohnern der Freien Stadt Dan⸗ 
zig zum Beſten des Vereins abzuhalten. 

Die Einſammlung der Kollekte hat durch polizeilich 
legitimierte Erheber zu erfolgen, die darauf hinzuwir⸗ 
ken haben, daß die Eintragungen in die Sammelliſten 
nach Möglichkeit mit Tinte (Tintenſtift) erfolgen. 

Tiegenhof, den 25. Februar 1931. 

Der Landrat. 


Nr. 4. 


Viehſeuchenpolizeiliche Anordnung wegen 
Tollwut. 


Nachdem bei einer dem Gutsbeſitzer Behrendt in 
Trappenfelde gehörigen Jagdhündin amtstierärzt⸗ 
lich Tollwut feſtgeſtellt iſt, wird zum Schutze gegen 
die Tollwut auf Grund der SS 18 ff und der SS 36 ff 
des Viehſeuchengeſetzes vom 26. 6. 1909 (R.⸗G.⸗Bl. S. 
519) ſowie § 114 der Ausführungsvorſchriften des 
Bundesrats vom 7. Dezember 1911 und viehſeuchen⸗ 
polizeilichen Anordnung des preußiſchen Landwirt⸗ 
ſchaftsminiſters vom 1. Mai 1912 folgendes beſtimmt: 

Es wird ein Sperrgebiet gebildet, der folgende Ort⸗ 
ſchaften des Kreiſes umfaßt: 

Trappenfelde, Gr. Lichtenau, Kl. Lichtenau, Damerau, 

Barendt, Pordenau, Palſchau, Parſchau, Trampenau, 

Prangenau, Neukirch, Schönhorſt, Neuteicherhinter⸗ 

feld, Bröske, Neuteichsdorf, Stadt Neuteich, Leske, 

Mierau, Tiege ſüdweſtliche Ausbauten, Brodſack, 

Tannſee, Eichwalde, Irrgang, Gr. Leſewitz, Kl. Leſe⸗ 

witz, Herrenhagen, Tragheim, Kaminke, Blumſtein, 

Warnau, Heubuden, Kalthof, Dammfelde, Stadtfelde, 

Altmünſterberg, Simonsdorf, Gnojau, Altenau, Bie⸗ 

e Kunzendorf, Altweichſel, Ließau und Tra⸗ 

au. 


Innerhalb dieſes Sperrbezirks wird die ſofortige 
Feſtlegung (Ankettung oder Einſperrung) aller Hunde 
für den Zeitraum von 3 Monaten angeordnet. Die an⸗ 
geketteten oder eingeſperrten Hunde ſind ſo abzuſon⸗ 
dern, daß fremde Hunde mit ihnen nicht in Berührung 
kommen können. 

Der Feſtlegung iſt gleich zu erachten, wenn die Hunde 
entweder ohne Maulkorb an der Leine geführt werden, 
oder mit einem Maulkorb unter gewiſſenhafter Be⸗ 
wachung frei umherlaufen. 

Die Ausfuhr von Hunden aus dem gefährdeten Be⸗ 
zirk iſt nur mit polizeilicher Erlaubnis nach vorheriger 
tierärztlicher Unterſuchung geſtattet. 

Als Ausfuhr im Sinne dieſer Vorſchriften gilt nicht 
die vorübergehende Entfernung von Hunden aus dem 
gefährdeten Bezirk bei Spaziergängen, Ausflügen und 
ähnlichen Gelegenheiten. Eine ſolche Entfernung iſt 
ohne polizeiliche Genehmigung und ohne tierärztliche 
Unterſuchung, aber nur unter der Bedingung geſtattet, 
daß die Hunde außerhalb des gefährdeten Bezirks mit 
einem ſicheren Maulkorb verſehen ſein und an der 
Leine geführt werden müſſen. 

Die Benutzung der Tiere zum Ziehen iſt unter der 
Bedingung geſtattet, daß ſie dabei feſt angeſchirrt und 
mit einem ſicheren Maulkorb verſehen ſein müſſen. Die 
Verwendung von Hirtenhunden zur Begleitung von 
Herden, von Fleiſcherhunden zum Treiben von Vieh 
und von Jagdhunden bei der Jagd ohne Maulkorb 
und Leine wird unter der Bedingung geſtattet, daß die 
Hunde außer der Zeit des Gebrauchs bezw. außerhalb 
des Jagdreviers feſtgelegt oder mit einem ſicheren Maul⸗ 
korb verſehen, an der Leine geführt werden. a 

Wenn Hunde dieſer Anordnung zuwider in dem 
Sperrbezirk frei umherlaufend betroffen werden, ſo 
kann deren polizeiliche Tötung ſofort angeordnet wer⸗ 
den. i 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Anordnung werden 
bei Vorſätzlichkeit auf Grund des § 74 Ziffer 3 des 
Reichsviehſeuchengeſetzes vom 26. Juni 1909 mit Ge⸗ 
fängnis oder mit Geldſtrafe beſtraft. Bei Fahrläſſigkeit 
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tritt gemäß § 76 Ziffer 1 des genannten Geſetzes 
Geldſtrafe oder entſprechende Haft. 
Die Anordnung tritt mit ſofortiger Wirkung in 


Kraft. * 

5 55 Ortsbehörden erſuche ich um ortsübliche Bekannt⸗ 
gabe. 5 

Die Landjägereiämter und Schutzpolizeikommandos 
erſuche ich, die Durchführung dieſer Anordnung ſtreng⸗ 
ſtens zu kontrollieren und im Uebertretungsfalle ſo⸗ 
fort zu Tgb. — Nr. 919 L — Bericht zu erſtatten. 

Tiegenhof, den 26. Februar 1931. 

Der Landrat. 

Nr, 5. 


Viehſeuchen polizeiliche Anordnung. 


Zum Schutze gegen die Maul⸗ und Klauenſeuche wird 
auf Grund der 88 18 ff. des Viehſeuchengeſetzes vom 
en: 1909 (Reichsgeſetzblatt Seite 519) folgendes 

eſtimmt: 


f 8 1. 
Nachdem unter den Klauenviehbeſtänden der Beſitzer 
1.) Frau Ida Wiebe in Gr. Leſewitz, 
2.) Wilhelm Harder in Wernersdorf⸗ Abbau, 
3.) Wilhelm Sellke in Stuba, 
4.) Frau Meta Wiens in Pordenau 
die Maul⸗ und Klauenſeuche amtstierärztlich feſtgeſtellt 
iſt, werden Sperrbezirke gebildet, beſtehend aus 
zu 1) der Gemeinde Gr. Leſewitz mit Ausnahme der 
a Gehöfte der Witwe Zimmermann, der Hofbeſitzer 
0 Thiemer, Albert Klatt und Johannes 


yck. ö 

zu 2) dem Seuchengehöft Wilhelm Harder und den Ge⸗ 
höften mit Inſtkaten der Beſitzer Willi Nickel, 
Otto Nickel, Guſtav Klaaßen und Adolf Klaaßen 
in Wernersdorf und dem Gehöft nebſt Inſtkate 
75 Hofbeſitzers Gerhard Fieguth in Schönau⸗Ab⸗ 
au. f 

zu 3) dem geſchloſſenen Dorf Stuba. 

zu 4) der Ortſchaft Pordenau einſchließlich Ausbauten 
mit Ausnahme des Gehöfts des Beſitzers Heinrich 
Warkentin. 


28 2. 

Auf die Sperrbezirke findet die viehſeuchenpolizei⸗ 
liche Anordnung des Herrn Regierungs⸗Präſidenten 
vom 18. April 1914 — abgedruckt im Kreisblatt Nr. 
40 von 1930 — Abe 


8.3. 
Dieſe viehſeuchenpolizeiliche Anordnung tritt mit ſo⸗ 
fortiger Wirkung in W 


Zuwiderhandlungen gegen dieſe Anordnung werden 
gemäß S 74 Abſ. 1 Nr. 3 des Viehſeuchengeſetzes vom 
26. 6. 1909 mit Gefängnis bis zu 2 Jahren oder mit 
Geldſtrafe von 30.— bis zu 6000.— Gulden, im übri⸗ 
gen auf Grund des S 76 Ziffer La. a. O. bis zu 300 
Gulden oder mit Haft beſtraft. 


Die Ortsbehörden erſuche ich um ortsübliche Bekannt⸗ 


gabe. 
Tiegenhof, den 27. Februar 1931. 
Der Landrat. 


Maul⸗ und Klauenſeuche. 


Nachdem die Maul⸗ und Klauenſeuche unter dem 
Klauenviehbeſtande des Hofbeſitzers Guſtav Janſſon 
in Ließau erloſchen iſt, wird der gebildete Sperrbe⸗ 
zirk aufgehoben und die Gemeinde Ließau als freies 
Gebiet erklärt. ö 

Tiegenhof, den 2. März 1931. 

Der Landrat. 


Nr. 6. 


— — 


Bekanntmachungen anderer Behörden, 


Bekanntmachung. 

Die Gemeindevorſtände des Kataſteramtsbezirks Tie⸗ 
genhof werden erſucht, die ſummariſchen Mutterrollen 
umgehend zur Berichtigung einzuſenden. 

Tiegenhof, den 27. Februar 1931. 

Kataſteramt. 
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